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Ein Appell an den Gesundheitsminister!
Exogene Kostenschocks müssen einkalkuliert werden können
Ein Statement von Walter Winkler

Nach Auffassung der Ge-
sundheitspolitiker hat 
sich die finanzielle „Groß-
wetterlage“ der gesetz-

lichen Krankenkassen gedreht. 
Während unter dem ehemaligen 
Bundesgesundheitsminister  Jens
Spahn eine wahre Gesetzesflut an 
kostenträchtigen Gesetzen in Gang 
gebracht wurde, droht nun eine 
Sparrunde. Bundesgesundheits-
minister Lauterbach geht für 2023 
von einem Defizit von 17 Mil liarden 
Euro aus. Studien und Experten 
sprechen von einem drohenden 
Defizit zwischen 22 und bis 33 Mil-
liarden Euro. Aufgrund dieser fi-
nanziell unsicheren Zeiten arbeitet 
das Bundesgesundheitsministe-
rium mit dem GKV-Finanzstabili-
sierungsgesetz an einer Stabili-
sierung der Finanzen.

Lösungsvorschlag kann 
nicht zufriedenstellen

Die Losung des Ministers ist: „Alle 
Beteiligten müssen einen Beitrag 
zur kurzfristigen Stabilisierung 
leisten“. Dies sind keine guten 
Ausgangsbedingungen für die 
laufenden Preisverhandlungen auf 
Bundesebene für das Jahr 2023. 
Droht eine gesetzliche Null-Runde? 
Werden Leistungen als Einspa-
rung ausgegrenzt? Wie löst das 
Gesundheitssystem das Problem 
der aktuellen Kosteninflation von 
dauerhaften 8 Prozent, ausgelöst 
durch die Pandemie und nun dras-
tisch verschärft durch die wirtschaft-
lichen Folgen des Ukraine-Krieges?

Keine Lösung für die 
Zahntechnik

Die gesetzlichen Vorschriften für 
die Preise zahntechnischer Leistun-
gen bieten hierfür gerade keine Lö-
sung und werden durch VDZI kriti-
siert. Gerade die als gesetzliche 
Obergrenze für die Preisverhand-
lungen für zahntechnische Leis-
tungen der Regelversorgungen 
auf Bundesebene geltende jährli-
che Veränderungsrate der beitrags-
pflichtigen Einnahmen je Mitglied 
gemäß § 71 Abs. 3 SGB V ist wirt-
schaftlich sachwidrig und innova-
tionsfeindlich.
Schon vor Jahren hat der VDZI ver-
sucht, diese Obergrenze zu kippen. 
Leider erfolglos, das Gericht hat die 
Obergrenze für die Vertragspartner 
als bindend angesehen. Die Infla-
tionsdynamiken machen deutlich, 
wie gefährlich eine solche sachwi-
drige Preisregulierung für die Labore 
werden kann. Damit erscheint es 
umso richtiger, dass der VDZI seine 
bisherige Überzeugungsarbeit in-
tensiviert und diese Forderung mit 
einer Resolution der Delegierten-
versammlung im März in Leipzig 
bekräftigt hat.

VDZI fordert Ausgleich 
für die tatsächliche Kosten-
entwicklung

Der VDZI fordert den Ausgleich der 
tatsächlichen Kostenentwicklung 
und appelliert bereits seit Monaten 
an die Vertragspartner, alle Möglich-
keiten bei der Vertragsgestaltung 

auszuloten. So sollen wirtschaftli-
che Risiken minimiert und zusätz-
lich parallel für eine rasche Geset-
zesänderung geworben werden, 
die es den Vertragspartnern auf 
Bundesebene erlaubt, ohne gesetz-
liche Obergrenze zu verhandeln. 
Besonders in den Bereichen der 
Material- und Energiekosten leiden 
die zahntechnischen Unternehmen 
unter der anhaltenden Kosteninfla-
tion. Ein besonderes Problem wer-
den dabei die Personalkosten sein, 
denn hier schlagen deutliche Erhö-
hungen des Mindestlohns und die 
Forderungen nach Inflationsaus-
gleich für die zahntechnischen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter durch.
Der Gesetzgeber muss die Preisre-
gulierung für zahntechnische Leis-
tungen aufheben, damit die exo-
genen Kostenschocks für die Be-
triebe auch in die Preise einkalku-
liert werden können. 
Noch einmal deutlich: Das geht der-
zeit nicht, da die Preise nur maxi-
mal mit der Veränderungsrate 
nach § 71 Abs. 3 SGB, also der 
Rate der beitragspflichtigen Ein-
nahmen je Mitglied der GKV, stei-
gen dürfen. Das ist angesichts der 
Höhe der Inflationsrate absurd und 
ruinös und gefährdet die Betriebe 
und deren Leistungsfähigkeit.
Die Einkaufspreise für Dentalma-
terialien sind in den letzten Mona-
ten teilweise extrem gestiegen, 
wofür durch die Zulieferer die ex-
plodierenden Rohstoff- und Ener-
giepreise, aber auch der Einbruch 
der weltweiten Lieferketten ver-
antwortlich gemacht werden. Im 

Durchschnitt sind wohl Material-
preiserhöhungen von 20 bis 25 Pro-
zent zu verzeichnen, bei wichtigen 
Materialien gibt es leider auch 
deutlichere Erhöhungen. Für den 
Herbst sind bereits weitere Kos-
tenerhöhungen angekündigt. 
Und für die Dentallabore, insbe-
sondere in den neuen Bundeslän-
dern, führt die Anhebung des Min-
destlohns ab Oktober erneut zu 
einem erheblichen Personalkos-
tenanstieg. Was aber im personal-
intensiven Handwerk die hohen 
Inflationsraten bedeuten, ist allen 
klar; selbstverständlich werden 
auch die übrigen Mitarbeiter in 
Anbetracht der erheblich steigen-
den Lebenshaltungskosten eine 
Anpassung ihrer Löhne fordern. 
Die Gewerkschaftsforderungen 
gehen ja bereits in diese Rich-
tung. Angesichts der extremen 
Fachkräfteknappheit werden die 
Personalkosten auch zukünftig 
deutlich steigen müssen. Sie 
lagen im letzten Jahr bereits schon 
bei 5 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Anders können Zahntechni-
ker als personalintensives Hand-
werk die Lohnkonkurrenz um die 
besten Fachkräfte gegenüber der
kapitalintensiven Industrie nicht 
bestehen.

Unverzügliche Aufhebung 
der Preisregulierung!

Die zentrale Forderung des Ver-
bandes sieht daher die unverzüg-
liche Aufhebung der Preisregulie-
rung durch die strikte und aus-

schließliche Begrenzung auf die 
maximale Veränderungsrate vor.
Bleibt es bei der ansteigenden und 
als nachhaltig eingestuften Infla-
tion bei der Preisbindung, werden 
flächendeckend viele Betriebe auf-
geben, es wird zu einer deutlichen 
Realentwertung der Löhne kom-
men und höhere Lohnforderungen 
könnten wegen des Preisdeckels 
nicht finanziert werden. Die zahn-
technischen Labore würden im 
Wettbewerb um qualifizierte Aus-
zubildende und Fachkräfte weiter 
geschwächt.
Die inflationsbedingten Mehrkos-
ten im Zahntechniker-Handwerk 
bewegen sich über das Gesamt-
jahr 2022 voraussichtlich zwi-
schen 7 und 9 Prozent. Dieser 
Kostenanstieg dürfte sich auch im 
nächsten Jahr in mindestens glei-
cher Höhe weiterentwickeln. Daher 
brauchen Zahntechniker eine Ver-
änderung der gesetzlichen Be-
grenzungen für die Preisvereinba-
rungen für zahntechnische Leis-
tungen. Die Regulierung muss drin-
gend an die neue krisenhafte Lage 
mit inflationsbedingten Kosten-
schocks angepasst werden.
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2021 wurden knapp eine halbe Mil-
lion Ausbildungsverträge abge-
schlossen, ein historisch niedriger 
Wert. Seit Jahren entscheiden sich 
immer mehr Schulabsolventen für 
eine akademische Laufbahn. Die 
Coronapandemie hat diese Ent-
wicklung leicht verstärkt.  Eine große 
Herausforderung für die ausbilden-
den Unternehmen. Der BAP Job- 
Navigator hat zum Ausbildungsstart 
das aktuelle Ausbildungsangebot 
unter die Lupe genommen und die 
Entwicklung sowie die Nachfrage 
nach Berufsgruppen und nach Bun-
desländern analysiert. Traditionell 
werden im August die meisten Jobs 
für Auszubildende ausgeschrie-
ben. Viele Unternehmen haben noch 
freie Plätze für den aktuellen Ausbil-
dungsstart – teilweise wird aber 
auch schon für das nächste Jahr 
gesucht. Im August 2022 wurden 

insgesamt 136.400 Stellen für 
Azubis veröffentlicht, das entspricht 
8,5 Prozent am Gesamtmarkt. Im 
Vergleich zum Vorjahr ist das ein An-
stieg von 30,4 Prozent. Die meisten 
Ausbildungsplätze werden im Ver-
trieb und Verkauf veröffentlicht. An 
dritter Stelle folgen Azubistellen im 
Bereich Finanz- und Rechnungs-
wesen (29.756 Jobs). Die Corona- 
pandemie hat noch einmal verstärkt 
gezeigt, wie tiefgreifend der Perso-
nalnotstand im Gesundheits- und 
Sozialwesen ist. Fachkräfte werden 
händeringend gesucht, und auch 
junge Berufseinsteiger werden stär-
ker umworben. Im Vergleich zum 
Vorjahresmonat zeigt sich bei den 
Ausbildungsplätzen im Gesund-
heits- und Sozialwesen der größte 
Nachfrageanstieg. Insgesamt wur-
den 9.605 Jobs für Azubis in diesem 
Bereich ausgeschrieben, das sind 

54,6 Prozent mehr Stellen als im Au-
gust 2021. Besonders gefragt sind 
zukünftige Pflegefachkräfte sowie 
Erzieherinnen und Erzieher. Auf Bun-
desländerebene sind Unternehmen 
in Niedersachsen und Baden-Würt-
temberg verstärkt auf der Suche 
nach Azubis. In beiden Bundeslän-
dern liegt der Anteil mit über zehn 
Prozent an allen Stellen, gefolgt von 
Rheinland-Pfalz (9,9 Prozent) und 
Schleswig-Holstein (9,7 Prozent). 
Gemessen an allen Stellen werden in 
Berlin die wenigsten Jobs an Azubis 
vergeben: Nur 3,4 Prozent aller Jobs 
richten sich an Auszubildende. Ab-
solut gesehen gibt es das größte 
Jobangebot in Bayern (26.500 Azubi-
stellen) und Nordrhein-Westfalen 
(25.700 Azubistellen).

Quelle: Bundesarbeitgeberverband 
der Personaldienstleister e.V. (BAP)

Nachfrage nach Azubis stark gestiegen
BAP Job-Navigator analysiert aktuelles Ausbildungsangebot. 
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